
FORMBLATT
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB)

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers
öffentlicher Belange

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1
und 2

Belang immissionsschutz

Vorhaben
Bebauungsplan 32/23 "Kita Stegeweg" der Gemeinde Schöneiche
bei. Berlin

Ansprechpartnerin:
Telefon:
E-Mail: TOEB©lfu.brandenburg.de

Bitte zutreffendes ankreuzen und ausfüllen.

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung

1. Einwendungen
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen)

a) Einwendung

b) Rechtsgrundlage

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung
(z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) lnsgesamt durchzuführende Untersuchungen:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen

I mmissionsschutz Seite 1 von 2



a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger
Auswirkungen

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme:

4. Weitergehende Hinweise

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmensa

Sonstige fachliche lnformationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und
ggf. Rechtsgrundlage

in

Sachstand:
Mit dem Bebauungsplan 32/23 „Kita Stegeweg" der Gemeinde Schöneiche bei Berlin sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung der mit der 1. Änderung des
Bebauungsplanes 2/90 „Wohngebiet Stegeweg" im Teilbereich West festgesetzten
Gemeinbedarfsfläche „Kindertagesstätte" geschaffen werden.

Stellungnahme:
Rechtsgrundlagen
§ 50 Satz 1 Bundes-lmmissionsschutzgesetz (BlmSchG)
§ 1 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB)

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht bestehen zum Bebauungsplan 32/23 „Kita Stegeweg" der
Gemeinde Schöneiche bei Berlin, Stand Vorentwurf Dezember 2023, keine Bedenken.
Die bestehende Situation angrenzender Nutzungen wurde in der Begründung zum Bebauungsplan
dargelegt. Ein Nutzungskonflikt ist nicht erkennbar.
Die Anwendung besonderer technischer Verfahren oder detaillierter Untersuchungen im Hinblick auf
die Schutzgüter Mensch und Klima/Luft sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand im Rahmen der
Umweltprüfung nicht erforderlich.

Hinweis:
Nach § 22 Abs. 1 a BlmSchG sind Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen,
Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplätzen durch Kinder
hervorgerufen werden, im Regelfall keine schädliche Umwelteinwirkung. Bei der Beurteilung der
Geräuscheinwirkungen dürfen lmmissionsgrenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden.

Dieses Dokument wurde am 21.03.2024 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig.
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